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Ministerium der Justiz Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

Präsident des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Rechtsausschusses 

Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

13. Sitzung des Rechtsausschusses des Landtags Nordrhein-West
falen am 22. März 2023 
Schriftlicher Bericht zu TOP „Kosten für die Einrichtung des elektroni
schen Rechtsverkehrs bei den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvoll
ziehern" 

Anlage 
1 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

den öffentlichen Bericht der Landesregierung zu TOP der Tagesordnung 
der 13. Sitzung des Rechtsausschusses am 22. März 2023 übersende ich 
zur Weiterleitung an die Mitglieder des Rechtsausschusses. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Benjamin Limbach 
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Ministerium der Justiz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

13. Sitzung des Rechtsausschusses 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

am 22. März 2023 

Bericht zu TOP 

„Kosten für die Einrichtung des elektronischen Rechtsverkehrs 
bei den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern" 
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per vorliegende Bericht der Landesregierung erfolgt auf die mit Anmeldungsschreiben 

vom 9. März 2023 erbetene Unterrichtung zu dem vorbezeichneten Tagesordnungs

punkt. 

Zu den darin aufgeworfenen Fragen berichte ich wie folgt: 

Den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern wird zur Deckung der allgemei

nen Kosten des Gerichtsvollzieherbüros eine Vergütung nach den §§ 1 und 2 der Ver
ordnung über die Vergütung der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher (Ge

richtsvollziehervergütungsverordnung - GWergVO) gewährt, deren Höhe sich an den 
vereinnahmten Gebühren und Dokumentenpauschalen orientiert. In Fällen, in denen 

die nach §§ 1 und 2 GWergVO zu gewährende Vergütung nicht ausreicht, können 
Härtefall-Anträge nach § 5 GWergVO gestellt werden. Nach hiesigem Kenntnisstand 

ist jedoch bislang landesweit noch kein solcher Antrag gestellt worden. 

Wie bereits mehrfach mit den Berufsverbänden besprochen, beabsichtigt das Ministe
rium der Justiz - insbesondere wegen der im Rahmen der Einführung des elektroni
schen Rechtsverkehrs zusätzlich entstehenden Kosten, aber auch im Hinblick auf da
mit verbundene Einsparungen - zur Frage der Auskömmlichkeit der nach der 
GWergVO zu gewährenden Vergütung noch im laufe dieses Jahres eine Evaluierung 

durchzuführen. 
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